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Sehr geehrte Frau Nethövel-Kathstede,  
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit großem Unverständnis und Besorgnis haben wir Ihren Referentenentwurf zur Fünften 
Verordnung zur Änderung der Naturschutzgebietsbefahrensverordnung (NSGBefV) mit Stand 
vom 06.03.2025 zur Kenntnis genommen. Ihr Entwurf sieht eine neue Regelung für das 
Befahren eines Stillwasserbereichs des Rheins bei Bingen vor. 
 
Wir sind über die Vorgehensweise des Bundeministeriums für Verkehr irritiert und lehnen den 
vorliegenden Referentenentwurf in dieser Form entschieden ab. Besonders kritisch sehen wir 
die Ablehnung des Antrags auf Fristverlängerung sowie die Zurückweisung der Einladung von 
Frau Fluhrer, das betroffene Gebiet vor Ort in Auenschein zu nehmen. 
 
Wir fordern eine transparente und demokratische Beteiligung der betroffenen Vereine sowie 
der Bürgerinnen und Bürger vor Ort. Angesichts der erheblichen Auswirkungen des geplanten 
Verbots beantragen wir ein neues, offenes und demokratisches Verfahren auf 
Bundesebene.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:petra.nethoevel-kathstede@bmdv.bund.de


 

 

Seite 2 von 3 

Den vorliegenden Referentenentwurf lehnen wir aus folgenden Gründen ab: 
 

1. Der Entwurf begründet das Verfahrensverbot nicht mit belastbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnissen. Es gibt keine veröffentlichen Studien oder 
Langzeitbeobachtungen, die nachweisen, dass die bisherige Nutzung durch 
Wassersport vor Ort zu ökologischen Schäden führt. 
Zudem sind die Ihrem Entwurf zugrunde liegenden naturschutzfachlichen 
Dokumente eine unzulängliche Entscheidungsgrundlage. 
 

2. Der Referentenentwurf fokussiert sich ausschließlich auf den Wassersport als 
vermeintliche Ursache für ökologische Beeinträchtigungen, während andere 
wesentliche Einflussfaktoren vollkommen unberücksichtigt bleiben. 
Auswirkungen durch invasive Arten (z.B. Waschbären) finden ebenso wenig 
Eingang in das Gutachten wie der Schiffsverkehr mit Wellenschlag, 
Schadstoffeintrag, Lärmbelästigung und andere ökologische Belastungen.  
Eine objektive, umfassende Betrachtung des Gesamtökosystems hat nicht 
stattgefunden.  
Durch diese einseitige Betrachtung entsteht der Eindruck, dass ein pauschales 
Verbot des Wassersports als einfache Lösung präsentiert wird, während andere, 
möglicherweise gravierende Ursachen ignoriert werden. 
 

3. Das von Ihnen durchgeführte Verfahren war nicht demokratisch und hat weder 
eine transparente Beteiligung noch eine angemessene Anhörung der betroffenen 
Akteure ermöglicht. 
In den von der SGD Süd organisierten runden Tischen wurden die Anliegen der 
Wassersportler und anderer betroffener Gruppen nicht angemessen einbezogen. 
Wichtige Bedenken, Vorschläge und alternative Lösungen wurden ignoriert. Die 
finale Entscheidung basiert daher nicht auf einem offenen, dialogorientierten 
Verfahren. Dies schadet insbesondere dem Ehrenamt in den lokalen Vereinen, die 
sich aktiv sowohl für den Wassersport als auch für den Naturschutz einsetzen. 
 

4. Die vorgesehenen Einschränkungen und Verbote für den Wassersport sind in der 
Praxis nicht tragbar. Es fehlen realistische und umsetzbare Alternativen, die 
sowohl den Naturschutz als auch die berechtigten Interessen der Sportler und 
Vereine berücksichtigen. 
 

5. Statt nachhaltige Steuerungsmaßnahmen zu ergreifen, setzt die Behörde auch 
pauschale Verbote. Wichtige Aspekte wie ordentliche Beschilderung, 
Aufklärungskampagnen oder gezielte Ahndung von Verstößen wurden nicht 
ausreichend berücksichtigt. Die Last der Regelung wird fast ausschließlich  
auf die Wassersportler und Vereine abgewälzt. 
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6. Durch die einseitige Darstellung wird der Wassersport öffentlich diskreditiert. Dies 
hat nicht nur negative Auswirkungen auf die Betroffenen, sondern schwächt auch 
das ehrenamtliche Engagement in den Vereinen und Verbänden vor Ort. 

 
7. Mögliche Lösungsansätze sollten in einem gemeinsamen Dialog analysiert und 

bewertet werden. 
 

Die IG Inselrhein bietet ihre aktive Unterstützung bei der Umsetzung der verschiedenen 
Maßnahmen an. Zum Beispiel das Verteilen von Flyern mit den Verhaltensregeln in den 
Gebieten direkt an unwissende Nutzer und Nutzerinnen. Ebenso könnte die IG Inselrhein bei 
Online-Schulungen und der Zertifikatsvergabe aktiv werden. Wir bitten dieses Angebot 
ernsthaft in Betracht zu ziehen. 
 
Wir schließen uns der Forderung der IG Inselrhein an, die NSGBefVO für die Fulder Aue und 
Ilmenaue in der geltenden Fassung zu belassen. Sollte es zu tatsächlichen Verboten oder zur 
Ausweisung von Teilgebieten für Nutzer und Nutzerinnen kommen, fordern wir eine 
Beteiligung und die gemeinsame Erkundung des Gebietes vor Ort. Nur so lässt sich eine 
fachlich richtige und eine sowohl den Wassersportlern, den Anliegern als auch der Natur 
gegenüber faire und wirksame Vereinbarung treffen. 
 
Wir bitten Sie nachdrücklich, sämtliche Anliegen, Bedarfe und Bedenken angemessen zu 
berücksichtigen und gemeinsam eine tragfähige Lösung zu erarbeiten. 

 

Zudem weisen wir darauf hin, dass die von Ihrer Behörde gesetzte Frist für eine fundierte 
Stellungnahme nicht ausreichend war. Der Antrag auf Fristverlängerung wurde abgelehnt, 
weshalb wir gezwungen waren, diese Stellungnahme unter Zeitdruck zu verfassen. Daher 
bleibt sie ausdrücklich unter Vorbehalt. 

Der beabsichtigten Veröffentlichung unserer Stellungnahme stimmen wir zu.  

Wir bitten um Eingangsbestätigung unseres Widerspruchs. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

      
 
Karl Schwebel      i.A. Nicole Hülpüsch 
Vizepräsident / Referent für Gewässer   Verband Hessischer Fischer e.V. 
 

 
 


